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Europäische Manöver im Indo-Pazifik

Fregatte Bayern – hier in Norwegen – soll im Sommer 2021 in den Indo-Pazifik © Bernt Rostad, CC
BY 2.0

Südostasien/Europa: Je mehr sich das weltwirtschaftliche und -politische Gravitationszentrum und
damit die hegemonialen Konkurrenzen nach Asien verschieben, desto stärker engagiert sich auch
Europa im Indo-Pazifik – auf die Gefahr hin, in die Konflikte hineingezogen zu werden.

„Wenn sie ins Südchinesische Meer kommen, können wir auch im Mittelmeer aufkreuzen“. Die
Drohung in der regierungsnahen chinesischen Zeitung Global Times Anfang März 2021 ist die
Antwort auf die Entsendung einer Armada von Kriegsschiffen mehrerer europäischer Länder nach
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Asien. Darunter ist auch die Fregatte Bayern der Bundesmarine, die Mitte 2021 in See stechen und
mehrere Monate im Indischen Ozean und im Westpazifik kreuzen soll. Wo Deutschlands „Werte und
Interessen betroffen sind“, solle „ein Zeichen“ gesetzt werden, so das Verteidigungsministerium
unter Verweis auf die 2020 beschlossenen Indo-Pazifik-Leitlinien.

Rot gestrichelte chinesische Gebietsansprüche im Südchinesischen Meer und umstrittene
Inselgruppen © Quapan, CC BY 2.0

Revierkämpfe im Südchinesischen Meer
Das Operationsgebiet ist eine der brisantesten Krisenregionen der Welt. Wie erst kürzlich wieder in
philippinischen Hoheitsgewässern des Südchinesischen Meeres kommt es immer häufiger zu
Konflikten zwischen chinesischen Fischtrawlern, manche wohl auch bemannt mit Paramilitärs, und
der Küstenwache der Anrainerstaaten Vietnam, Philippinen, Malaysia, Indonesien und Japan und in
der Folge zu diplomatischem ‚Schlagabtausch’. Die mächtige Pazifik-Flotte der USA ist schon seit
längerem im Einsatz für die „Freiheit der Meere“ und liefert sich Revierkämpfe mit der chinesischen
Marine, so wie Anfang April 2021.

Einen Anstoß für die Spannungen, die in den vergangenen Jahren hochgeschaukelt wurden, hat die
chinesische Regierung geliefert. 2009 legte sie eine Landkarte mit der Nine dash line vor, eine recht
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freihändige Demarkationslinie, mit der sie territoriale Ansprüche auf 90 Prozent des
Südchinesischen Meers erhebt – übrigens genauso wie Taiwan. Seither schafft sie durch den Ausbau
von Felsriffen und Sandbänken zu Militärposten Fakten. Die Entscheidung des Internationalen
Schiedsgerichts in Den Haag im Sommer 2016, nach der die chinesische Position gegen Seerecht
verstößt, wies Peking brüsk zurück. Dieses Auftreten wurde zu einem wichtigen Beleg für den
Vorwurf, China verfolge eine aggressive, militärische ‚Expansion’ und missachte internationales
Recht.

Die Sprache der Macht
Durch die Region verlaufen aber auch die wichtigsten Handelsrouten zwischen Asien und Europa,
rund 40 Prozent des Außenhandels der EU, unter anderem mit ihrem inzwischen zweitwichtigsten
Handelspartner China. Zudem erwarten Beobachter für die asiatischen Länder die stärkste Erholung
nach der Corona-Pandemie. Insbesondere von China wird erhofft, dass es abermals zum Zugpferd
aus der Wirtschaftskrise wird.

Im September vergangenen Jahres hat die Bundesregierung Leitlinien zum Indo-Pazifik beschlossen,
um diesen Spagat zwischen wirtschaftlichen Interessen und politischen Konflikten zu vermitteln.
Zum einen will sie „gestaltend“ zu „Frieden und Sicherheit“ beitragen, zum anderen zu „offenen
Seewegen und Märkten“ und „freiem Handel“. Europa müsse „die Sprache der Macht lernen“, wie
Ex-Verteidigungsministerin und jetzige EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen bereits im
Sommer 2019 forderte. Beobachter bezweifeln allerdings, dass trotz der territorialen Ansprüche die
Freiheit der Schifffahrt durch China gegenwärtig tatsächlich bedroht ist – als mächtigste
Handelsnation hat sie selbst das größte Interesse daran.

Der internationale Warenhandel geschieht zu nahezu einem Drittel auf den Seewegen des Indo-
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Verstärkt Flagge zeigen auch andere europäische Mächte, sowohl wirtschaftlich als auch
geopolitisch. Anknüpfend an seine koloniale Vergangenheit möchte sich Frankreich wieder als indo-
pazifische Macht profilieren. Auch Post-Brexit- Großbritannien möchte bei der Aushandlung
hegemonialer Positionen in Asien dabei sein, was Beobachter als Illusion einer Rückkehr zum
Britischen Empire bespötteln. Die Assoziation mit kolonialer Kanonenpolitik liegt nahe.

Wettrüsten und Militärbasen in der Region
Inzwischen ist die Konfrontation im Südchinesischen Meer einer der Schauplätze des von den USA
und inzwischen auch von der EU ausgerufenen ‚Systemkonflikts’ geworden, ähnlich wie die Corona-
Pandemie, die Einvernahme von Hongkong oder die Digitalisierung. Seit der Finanzkrise 2008, aus
der die USA und Europa geschwächt, China gestärkt hervorgingen, reagiert die US-Regierung auf
Chinas geopolitisches Selbstbewusstsein mit einer Eindämmungsstrategie, die unter
Außenministerin Hillary Clinton schönfärberisch als „Hinwendung nach Asien“ („Pivot to Asia“)
bezeichnet wurde und auch von Präsident Joe Biden weiter verfolgt wird. Hier reihen sich jetzt die
europäischen Regierungen ein. Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer verglich
Pekings Ansprüche im Mai vergangenen Jahres bereits mit dem Vorgehen Russlands in der Ukraine:
„Einige Ereignisse im Indo-Pazifik sollten wir genauso bewerten“, wird sie vom Handelsblatt zitiert.

Die von der US-Kriegsmarine angeführte Mission Freedom of Navigation Operation (FONOP), die
die angeblich durch China bedrohte „Freiheit der Seewege“ zu verteidigen vorgibt, hat inzwischen
aus dem regionalen einen internationalen Konflikt gemacht. Die Befürchtungen wachsen, dass er
auch in militärische Konfrontation umschlagen könnte. Denn damit geht eine beschleunigte
Aufrüstung der USA und ihrer Verbündeten wie Taiwan und Japan einher, die von Peking mit
ebenfalls steigenden Militärausgaben beantwortet wird. Im Unterschied zu China haben die USA
und die einstigen Kolonialmächte Frankreich und Großbritannien bereits ein dichtes Netz von
Militärbasen in der Region und sind China militärisch nach wie vor haushoch überlegen.
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ASEAN zwischen den Stühlen
Gleichzeitig wird versucht, China zu isolieren. Unter anderem bauen die USA, Japan, Australien und
Indien mit dem Quadrilateral Security Dialogue (Quad) eine gemeinsame indo-pazifische Front auf,
der sich auch Frankreichs Präsident Macron anschließen möchte. Verkauft wird diese militärisch-
politische Blockbildung als Modell für den inzwischen von den USA wiederentdeckten Geist des
Multilateralismus und für die Verteidigung von Demokratie, internationalem Recht, von Sicherheit
und Wohlstand.

Damit geraten die von Europa als Partner umworbenen Nachbarländer Chinas wie Thailand, die
Philippinen, Vietnam, Indonesien und die südostasiatische Regionalorganisation ASEAN zwischen
die kämpfenden Elefanten. Ihre wirtschaftliche Zukunft hängt von guter Nachbarschaft mit China
ab. Sie gehören zu den wichtigsten Nutznießern der Belt and Road Initiative, den so genannten
Neuen Seidenstraßen, der Verlagerung arbeitsintensiver Industrien und Chinas wachsender
Nachfrage nach Agrarprodukten und Bergbaurohstoffen wie Nickel und Bauxit, die wiederum für die
Modernisierung von Chinas Industrie wichtig sind. Im November 2020 ist es mit dem von ASEAN
konzipierten regionalen Wirtschaftsabkommen RCEP gerade gelungen, China in eine breite
regionale Wirtschaftsarchitektur einzubinden, an der auch die anderen Schwergewichte Japan und
Südkorea, militärisch enge Verbündete der USA, beteiligt sind.



Dialog oder Kalter Krieg?
Anstelle zunehmender militärisch-politischer Konfrontation, die von Regierungen von
Industrieländern und Ländern außerhalb Südostasiens geschürt wird, ist die ASEAN daher eher
bemüht, die Kontroversen mit der Regierung in Peking zu verhandeln. Eine wachsende Blockbildung
und Eskalation, verbunden mit Wettrüsten und Handelskrieg, Provokationen und Sanktionen,
gefährden ihre diplomatische Rolle in Südostasien und im westlichen Pazifik. Sie bietet ein
Dialogforum zu sicherheitspolitischen Themen, an dem auch die beiden Hauptkontrahenten China
und die USA, beteiligt sind, und damit eine Option für eine friedliche Beilegung anstatt eines neuen
Kalten Kriegs.

Auch für Deutschland und Europa ist die demonstrative Bündnistreue in fernen indo-pazifischen
Gewässern nicht unproblematisch. Die Aussage von Xin Hua, Direktor am Center for European
Union Studies in Shanghai, spiegelt jedenfalls nicht nur eine Hoffnung, sondern auch eine Drohung:
„Die EU wird durch ihre Aktivitäten im Indo-Pazifik nicht ihre wirtschaftlichen Beziehungen mit
China gefährden“, erklärte er Mitte März 2021. Peking exerziert gerade mit einem Handelskrieg
gegen Australien durch, welche Daumenschrauben es hat, wenn es sich an den Pranger gestellt oder
politisch in die Enge gedrängt fühlt.
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